
Umweltpolitik

Umweltpolitik
LOTHAR GÜNDLING

Die Umweltpolitik der Europäischen Gemeinschaft hat in den vergangenen Jah-
ren eine immer größere Aufmerksamkeit gefunden, in weiten Teilen der Öffent-
lichkeit allerdings eine kritische Aufmerksamkeit. Medien, Bürger, Umweltorga-
nisationen, z. T. auch nationale Politiker sehen in der EG einen Bremser für über-
fällige Umweltschutzmaßnahmen und machen sie für manch halbherzigen Schritt
verantwortlich. Man beklagt das langwierige Entscheidungsverfahren, die Kom-
promißhaftigkeit der getroffenen Regelungen, das Demokratiedefizit in der ge-
meinschaftlichen Politik und die Bindung der Mitgliedstaaten an das Gemein-
schaftsrecht, durch die man eine Nivellierung der Umweltpolitik in ganz Europa
fürchtet. Die Skepsis erhält neue Nahrung durch die derzeit intensive Binnen-
marktdiskussion, die viele in ihrer Ansicht zu bestätigen scheint, daß es in der EG
doch nur um Ökonomie und allenfalls am Rande um Ökologie gehe.

In dieser kritischen Diskussion werden tatsächlich eine Reihe von wunden
Punkten der europäischen Umweltpolitik angerührt. Sicher ist aber auch, daß
häufig Hintergrund und Mechanismen der EG-Umweltpolitik verkannt und die
Beziehungen zwischen gemeinschaftlicher und nationaler Umweltpolitik nicht dif-
ferenziert genug gesehen werden. Durch die EG erhält Umweltpolitik eine zusätz-
liche Handlungsebene mit eigenen Gesetzmäßigkeiten, insofern wird Umwelt-
schutz komplizierter. Zugleich ist die EG aber auch eine umweltpolitische Chan-
ce, weil sie ein griffiges übernationales Instrumentarium ist, das weltweit keine
Parallele hat. Dieses Instrumentarium muß nur in der richtigen Weise genutzt
werden1.

Binnenmarkt '92 als Motor europäischer Umweltpolitik

Die Entscheidung für den Binnenmarkt gibt auch der Umweltpolitik der Gemein-
schaft einen neuen Impuls, denn die neue Stufe europäischer Integration, die man
zumindest anstrebt, erzeugt einen Bedarf an weiterer europäischer Harmonisie-
rung von Rechtsvorschriften, auch und gerade im Bereich des Umweltschutzes.
Deshalb hat man in der Einheitlichen Europäischen Akte nicht nur neue Rechts-
grundlagen für die gemeinschaftliche Umweltpolitik (Art. 130 r, s, t EWG-Ver-
trag) geschaffen, sondern zugleich eine besondere Befugnis für die Harmonisie-
rung zum Zwecke der Verwirklichung des Binnenmarktes mit Besonderheiten des
Verfahrens und der Beschlußfassung (Art. 100 a EWG-Vertrag). Über den An-
wendungsbereich und Inhalt dieser Bestimmung sowie ihr Verhältnis zum „Um-
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weltkapitel" des EWG-Vertrags ist eine ausgedehnte wissenschaftliche Diskus-
sion in Gang gekommen, die hier nicht dargestellt werden kann2. Es soll hier nur
festgehalten werden, daß nach allgemeiner Auffassung alle Rechtsakte, die der
Vereinheitlichung der für den Binnenmarkt relevanten Rechtsvorschriften die-
nen, auf die SpezialVorschrift des Art. 100 a zu stützen sind. Tatsächlich sind 1988
eine Reihe wichtiger Umweltrichtlinien auf der Basis des Art. 100 a angenommen
bzw. vorgeschlagen worden, etwa die Richtlinie über gefährliche Zubereitungen3,
die Richtlinienvorschläge der Kommission über Abfälle und gefährliche Abfälle4

oder die Richtlinienvorschläge über Gentechnik5.
Häufig wird die Befürchtung geäußert, daß Maßnahmen im Zuge des Binnen-

marktes zu Lasten der Umwelt gehen könnten oder vielleicht sogar müßten6, daß
also über die Binnenmarktharmonisierung die eigentliche Umweltpolitik der Ge-
meinschaft „ausgehebelt" werden könnte. Es soll hier nicht bestritten werden, daß
Zielkonflikte zwischen Binnenmarkt und Umweltschutz bestehen, es soll auch
nicht gesagt werden, daß Rechtsharmonisierung schon effektive Umweltpolitik
bedeutet. Man sollte aber sehen, daß es eine Reihe von Korrektiven gibt, die man
für eine effektive Umweltpolitik ins Spiel bringen könnte und auch sollte. Erstens
bleibt trotz der manchmal schwierigen Abgrenzung zwischen Rechtsharmonisie-
rung und Umweltpolitik dieser in jedem Fall ein eigener Anwendungsbereich er-
halten, wie auch die Praxis der Gemeinschaft zeigt7. Zweitens besteht für die Har-
monisierungsmaßnahmen nach Art. 100 a die Verpflichtung, daß sie von einem
hohen Schutzniveau auszugehen haben. Das ist freilich nur ein vages Kriterium,
aus dem sich kaum inhaltliche Anforderungen für die Umweltpolitik ableiten las-
sen. Doch kommt hier zu Hilfe, daß, drittens, auch die Rechtsvereinheitlichung
die Ziele der Umweltpolitik der Gemeinschaft beachten muß. Das folgt aus Art.
130 s Abs. 2, wonach die Erfordernisse des Umweltschutzes Bestandteil der ande-
ren Politiken der Gemeinschaft sind. Diese „Berücksichtigungsklausel" gilt ohne
Frage auch für die Rechtsharmonisierung. Viertens läßt auch Art. 100 a eine
strengere nationale Umweltpolitik zu, auch wenn eine Bestätigung durch die
Kommission erforderlich ist. Und fünftens schließlich sollte das bei der Rechtsver-
einheitlichung anwendbare „Verfahren der Zusammenarbeit" beachtet werden,
das dem Europäischen Parlament eine stärkere Position einräumt als früher, so
daß das Parlament seine traditionell engagierteren Haltungen verstärkt in den
Entscheidungsprozeß einbringen kann.

Schutz der Atmosphäre, gefährliche Stoffe: kleine Lösungen für große Probleme
Schwerpunkte der umweltpolitischen Aktivität der Gemeinschaft lagen 1988/89
beim Schutz der Atmosphäre und dem Schutz vor gefährlichen Stoffen. Am
24. 11. 1988 konnte der Rat die jahrelang heftig diskutierte Richtlinie zur Begren-
zung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft verabschie-
den8. Die Richtlinie trägt - wie sie selbst hervorhebt - den „besonderen Gegeben-
heiten" in den Mitgliedstaa.en und den „besonderen technischen und wirtschaft-
lichen Zwängen gebührend Rechnung" und vermeidet „unverhältnismäßig hohe
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Kosten"9. Für den zweiten „Dauerbrenner" europäischer Luftreinhaltepolitik -
die Abgasstandards für Kleinwagen unter 1,4 1 - zeichnete sich im Frühjahr 1989
schließlich auch ein Kompromiß ab. Nachdem das Parlament auch in zweiter Le-
sung hartnäckig auf Standards, die den US-amerikanischen vergleichbar sind, be-
standen und die Kommission sich diesem Standpunkt angeschlossen hatte, einigte
sich der Rat der Umweltminister bei seiner Sitzung am 9. 6. 1989 auf Abgas-
höchstwerte, die die Einführung eines geregelten Drei-Wege-Katalysators erfor-
derlich machen10.

Mit Entscheidung vom 14. 10. 1988 genehmigte der Rat im Namen der Gemein-
schaft das Wiener Übereinkommen zum Schütze der Ozonschicht sowie das Pro-
tokoll von Montreal über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen11.
Mit Verordnung vom selben Tag wurde das Protokoll von Montreal für den Be-
reich der EG umgesetzt12. Die Verordnung geht - trotz der weltweit geäußerten
Kritik an den unzureichenden Maßnahmen des Protokolls13 - nicht über die Ver-
einbarungen von Montreal hinaus, die Gemeinschaft stellt vielmehr den Mitglied-
staaten anheim, verstärkte Maßnahmen zu ergreifen.

Für das ebenso drängende wie in seinen Auswirkungen noch nicht abzuschät-
zende Problem der drohenden Klimaänderungen hat die EG immerhin erste
Schritte einer gemeinsamen Politik eingeleitet. Am 16. 1. 1989 legte die Kommis-
sion die Mitteilung an den Rat „Der Treibhauseffekt und die Gemeinschaft" mit
dem Untertitel „betreffend das Arbeitsprogramm der Kommission zur Beurtei-
lung der politischen Optionen zur Verringerung der mit dem ,Treibhauseffekt'
verbundenen Risiken" vor14.

Auch beim Schutz vor gefährlichen Stoffen dominiert weiter die Politik der klei-
nen Schritte. Die unmittelbar nach dem Sandoz-Unglück im November 1986 für
einige Zeit ins Auge gefaßte Revision der Störfall-(Seveso-)Richtlinie kam bisher
nicht zustande. Statt dessen hat der Rat am 24. November 1988 erst einmal eine
kleine Änderung der Richtlinie beschlossen, um die Lagerung gefährlicher Stoffe
einzubeziehen und die Öffentlichkeitsinformation zu verbessern15. Im übrigen
wurde durch verschiedene Einzelregelungen das Instrumentarium zum Schutz vor
gefährlichen Stoffen weiter ausgebaut16.

Abfallwirtschaft und Binnenmarkt

Die seit einiger Zeit angestellten Überlegungen zu einer Revision der abfallrecht-
lichen Grundlagen der Gemeinschaft (Rahmenrichtlinie 1975, Richtlinie über ge-
fährliche Abfälle 1978, Richtlinie über grenzüberschreitenden Transport 1984)
mündeten 1988 in einen formellen Vorschlag der Kommission17. Darin wird vor al-
lem auf die zunehmende Bedeutung der grenzüberschreitenden Verbringung ge-
fährlicher Abfälle abgehoben, die neue Regelungen erforderlich mache. Daß es
bei der Revision aber nicht bloß um eine Liberalisierung der grenzüberschreiten-
den Verbringung gehen darf, sondern um eine bessere Verwirklichung der Prinzi-
pien einer geordneten Abfallwirtschaft - Vermeidung, Wiederverwendung,
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schadlose Beseitigung - gehen muß, hat das Europäische Parlament in einer de-
taillierten Stellungnahme mit zahlreichen Abänderungsvorschlägen vorgebracht18.

Gentechnik: über die EG werden Weichen gestellt

Während in manchen Staaten, in denen gentechnische Entwicklungen und For-
schungen im Gange sind, noch grundsätzliche Kontroversen über einschlägige Re-
gelungen ausgetragen werden, ist die Gemeinschaft 1988 aktiv geworden und hat
ihrerseits eine Reihe von Maßnahmen auf den Weg gebracht. Zu den wichtigsten
gehören zweifellos die beiden Richtlinienentwürfe der Kommission über die Ver-
wendung gentechnisch veränderter Mikroorganismen in abgeschlossenen Syste-
men und über die Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen in die Um-
welt19. Die Richtlinien, die beide die Gentechnik als fortschrittlich ansehen, sollen
zu einheitlichen Regelungen in den Mitgliedstaaten führen, sind also Harmonisie-
rungsmaßnahmen. Inhaltlich sind sie allerdings äußerst liberal, sehen lediglich
Anmeldepflichten für gentechnische Arbeiten vor und bleiben damit erheblich
hinter den in einigen Mitgliedstaaten, so auch in der Bundesrepublik Deutsch-
land, diskutierten Maßnahmen zurück. Ob sich alle Staaten diesem liberalen Re-
gime anschließen können, die angestrebten einheitlichen Regelungen also zustan-
de kommen, bleibt abzuwarten20.

HABITAT, Bürgerinformation: gelingen große Würfe?

Zwei umweltpolitische Vorhaben der Gemeinschaft werden von Umweltschutz-
seite mit großen Erwartungen bedacht: die vorgeschlagene Richtlinie zum Schutz
der natürlichen und naturnahen Lebensräume sowie der wildlebenden Tier- und
Pflanzenarten (HABITAT-Richtlinie)21 und die vorgeschlagene Richtlinie über
den freien Zugang zu Informationen über die Umwelt22. Mit der HABITAT-
Richtlinie soll der Naturschutz in der EG auf neue Grundlagen gestellt und bis
zum Jahr 2000 ein umfassendes Netz von Schutzgebieten zur Erhaltung der be-
drohten Lebensräume und Arten geschaffen werden. Die Richtlinie über Umwelt-
informationen soll den Zugang der Bürger zu behördlichen Informationen und
die Verbreitung von Informationen von Amts wegen verbessern. Beide Vorhaben
betreffen ebenso zentrale wie sensitive Bereiche des Umweltschutzes, und der Wi-
derstand von Wirtschaft und Bürokratie ist abzusehen. Insofern darf man auch
hier gespannt sein auf das weitere Schicksal der Initiativen.

Europäischer Gerichtshof: eine Lanze für den Umweltschutz
Im Berichtszeitraum hat der Europäische Gerichtshof mit seinem Urteil zur däni-
schen Pfandflaschenregelung23 eine Entscheidung gefällt, die für die Umweltpoli-
tik in der Gemeinschaft fundamental werden könnte, insbesondere für das Ver-
hältnis von EG- und nationalen Maßnahmen. Anknüpfend an seine bisherige
Rechtsprechung befand das Gericht, daß Umweltschutz zu den „zwingenden Er-
fordernissen" gehöre, die Ausnahmen vom freien Warenverkehr rechtfertigen
könnten. Sofern nationale Maßnahmen aus Gründen des Umweltschutzes erfor-
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derlich und auch geeignet seien, müsse der freie Warenverkehr zurückstehen. Das
Gericht sah im vorliegenden Fall diese Bedingungen als gegeben an und hielt die
dänische Pfandregelung für Bier- und Getränkebehälter (im wesentlichen) auf-
recht.
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